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Sie ist die einzige Musikerin im Deutschen Bun-

destag: Agnes Krumwiede, 34 Jahre jung, enga-

giert für die Kulturpolitik. Als Neuling im Parla-

ment wurde sie von ihrer Partei, den Grünen, 

sofort zur Obfrau im Kulturausschuss und zur 

kulturpolitischen Sprecherin bestimmt. Im Kul-

turausschuss hat sie dafür gesorgt, dass erst-

mals vier Tanz-Expertinnen zu einer Anhörung 

geladen wurden und dort aus ihrer Arbeitspra-

xis berichten konnten: Madeline Ritter (Tanz-

plan Deutschland), Sabrina Sadowska (Stiftung 

TANZ – Transition Zentrum Deutschland), Mi-

riam Wolff (Tänzerin) und Christiane Theobald 

(Staatsballett Berlin). Außerdem hat sich Agnes 

Krumwiede für die Stiftung Tanz-Transition ein-

gesetzt. Über die Lage der Tänzer in Deutsch-

land sprach Barbara Haack für „Oper & Tanz“ 

mit der engagierten Kulturpolitikerin. 

Oper & Tanz: Sie haben sich als Bundes-
tagsabgeordnete in den vergangenen Wo-
chen und Monaten für das Thema Tanz stark 
gemacht. Haben Sie einen persönlichen Be-
zug zum Tanz?
Agnes Krumwiede: Ich wollte immer gerne 
tanzen lernen und war auch als Kind in ei-
ner Ballettgruppe, habe mir dort aber den 
Arm gebrochen (weil ich im Tanzen ein-
fach hoffnungslos unbegabt bin). Das war 
das Ende meiner Karriere. Für meine zweite 
Leidenschaft, das Klavierspiel, erschien der 
Tanz dann so gefährlich, dass ich beschlos-
sen habe, damit aufzuhören. Ich habe aber 
nach wie vor eine große Liebe zum Ballett. 
Auf die prekäre Situation der Tänzer wurde 
ich zum ersten Mal aufmerksam, als ich kurz 
nach meinem Studium am Ingolstädter The-
ater ein Engagement bei einem Drei-Sparten-
Projekt hatte, an dem auch Tänzer beteiligt 
waren. Die Tänzer wurden mit Abstand am 
schlechtesten bezahlt. Dabei ist der Tanz die 
künstlerische Ausdrucksform mit der ex-
tremsten körperlichen Belastung, abgese-
hen von den hohen Anforderungen an die 
Konzentration. 
O&T: Sie beziehungsweise die Grünen ha-
ben dafür gesorgt, dass erstmals Tanz-Ex-
pertinnen in den Kulturausschuss des Bun-
destags eingeladen wurden. Warum hat der 
Tanz aus Ihrer Sicht bisher eine Stiefkindrolle 
in der Bundeskulturpolitik gespielt?
Krumwiede: Diese Rolle haben auch andere 
kreative Berufe. In der Kulturpolitik der Koa-
lition gibt es das Stichwort der „gesamtstaat-
lichen Bedeutung“. Das ist zum Beispiel die 
Hauptstadtkultur, das sind auch die Wagner-
Festspiele in Bayreuth oder Ruhr.2010. Die 
Künstlerförderung in vielfacher Ausrichtung 
bleibt auf der Strecke. Aber wenn wir uns 
nicht intensiver um die soziale und fi nanzi-
elle Absicherung von Kulturschaffenden be-

mühen, ist der künstlerische Nachwuchs und 
somit das Fortbestehen unserer vielfältigen 
Kulturlandschaft nicht mehr gesichert. 

 » Willkürliche Verteilung

O&T: Sie haben die Finanzierung der Bay-
reuther Festspiele schon früher kritisch the-
matisiert. Ist es nicht so, dass hier ein Kultur-
gut gegen das andere ausgespielt wird? 
Krumwiede: Ich habe nicht die Finanzierung 
der Bayreuther Festspiele an sich in Frage ge-
stellt, sondern ganz grundsätzlich die Mittel-
vergabe aufgrund „gesamtstaatlicher Bedeu-
tung“. Damit hat der Bund trotz Kooperati-
onsverbot die Möglichkeiten, Kulturevents 
oder -institutionen direkt zu bezuschussen. 
Momentan ist die Verteilung mit der Begrün-
dung „gesamtstaatliche Bedeutung“ willkür-
lich und intransparent, wir benötigen eine 
klare Defi nition und nachvollziehbare Ver-
teilungskriterien. Es geht mir nicht darum, 
den Wagner-Festspielen die gesamtstaatli-
che Bedeutung absprechen zu wollen oder 
Kulturgüter gegeneinander auszuspielen. In 
meiner Rede zur zweiten Lesung des Kultur-
haushaltes – auf deren Inhalt Sie anspielen – 
habe ich gesagt: „Warum werden immer die 
Kulturevents mit Bundesmitteln vergoldet, 
die sowieso schon glänzen?“ Es gibt aktuell 
so viele Kultureinrichtungen in Deutschland, 
die von Schließungen bedroht sind. Solange 
nicht eindeutig festgelegt ist, was eine „ge-

samtstaatliche Bedeutung“ ausmacht, halte 
ich es für durchaus berechtigt, zu hinterfra-
gen, warum ein Kinder- und Jugendtheater 
– wie das „Thalia“ in Halle – weniger gesamt-
staatliche Bedeutung besitzen soll als bei-
spielsweise die Kunsthalle in Bremen, welche 
aus dem Kulturetat 2011 mit eben dieser Be-
gründung fünf Millionen Euro erhält. In Leip-
zig müssen die Oper, das Gewandhaus und 
das Centraltheater wegen der Novellierung 
des Sächsischen Kulturraumgesetzes dra-
matische Einschnitte in Kauf nehmen. Hier 
kommt der Bund nicht mit der Begründung 
der „gesamtstaatlichen Bedeutung“ zu Hil-
fe, während die Wagner-Festspiele jedes Jahr 
mit 2,3 Millionen Euro bezuschusst werden –
ein Event, das sich gerade wegen seiner inter-
nationalen Beachtung und Beliebtheit stär-
ker durch Eigenmittel tragen könnte. Die Be-
wahrung unserer einzigartigen kulturellen 
Vielfalt –  das verstehe ich als kulturpolitische 
Aufgabe von gesamtstaatlicher Bedeutung.  

 » Anhörung im Bundestag

O&T: Sie hatten im Bundestag sehr kompe-
tente Gesprächspartnerinnen aus verschie-
denen Bereichen des Tanzes. Welche Erkennt-
nisse konnten Sie aus der Anhörung gewin-
nen?
Krumwiede: Ein Thema war, wie schwierig 
es ist, nach der aktiven Tänzerlaufbahn den 
Weg in einen anderen Beruf zu fi nden. Für die 

Das BIP ist nicht der Maßstab
Gespräch mit der Grünen-Politikerin Agnes Krumwiede über den Tanz

Agnes Krumwiede im Einsatz für die Kultur. Foto: Deutscher Bundestag/Lichtblick/Achim Melde



12 oper&tanz         

kulturpolitik
meisten Tänzer ist die Karriere mit 35 oder 
40 Jahren beendet. Wenn sie anschließend 
zum Arbeitsamt gehen, gelten sie dort als un-
gelernt. Dadurch geht unserer Gesellschaft 
viel kreatives Potenzial verloren. Es gibt ehe-
malige Tänzer, die zum Beispiel als Verkäu-
fer im Supermarkt oder als Hausmeister ver-
mittelt werden. Das ist symptomatisch für 
unsere Gesellschaft: Wir haben eine sehr ge-
ringe Wertschätzung für kreative Leistungen. 
O&T: Welche Möglichkeiten sehen Sie für 
Umschulungsmaßnahmen?
Krumwiede: Die Umschulungsmaßnahmen 
in zertifi zierte, dem Tanz nahe stehende Be-
rufe wie zum Beispiel Physio- oder Ergothe-
rapie werden von der Bundesagentur für Ar-
beit (BA) nicht fi nanziert, weil diese Ausbil-
dungen länger dauern als zwei Jahre, die BA 
aber nur maximal zwei Jahre fi nanziert. Das 
halten wir für einen großen Missstand. Die 
Menschen sollen im neuen Beruf doch davon 
profi tieren, was sie vorher gemacht haben. 
Dazu wollen wir eine parlamentarische Ini-
tiative starten: Umschulungsmaßnahmen in 
dem Tanz nahe stehende und zertifi zierte Be-
rufe sollen auch über zwei Jahre hinaus über 
die BA fi nanziert werden. Für Pfl egeberufe 
und im Erziehungsbereich haben das Bünd-
nis 90/Die Grünen in einem Antrag auch 
schon gefordert. Es ist für den Staat kosten-

günstiger, ein Jahr mehr Umschulung oder 
Weiterbildung zu fi nanzieren, wenn dafür 
ein Langzeit-Hartz-IV-Empfänger weniger 
unterstützt werden muss. Wir wollen mehr 
Menschen, die aus unterschiedlichen Grün-
den ihren gelernten Beruf nicht mehr ausü-
ben können, auf dem Arbeitsmarkt erhalten 
– möglichst in Berufen, die ihren Neigungen 
und Begabungen entsprechen.

Etwas anderes ist es, wenn Tänzer noch ein-
mal studieren wollen. Mit 35 erhält man kein 
BAföG mehr. Die Tänzer können sich das Stu-
dium dann über die Rentenkasse fi nanzie-
ren. Dafür muss man allerdings 15 Jahre in 
die deutsche Rentenkasse eingezahlt haben. 
Viele Tänzer haben jedoch auch im Ausland 
gearbeitet, und diese Zeit wird von der Ren-
tenkasse nicht angerechnet. Auch das ist ein 
Hebel, an dem wir drehen möchten. 

 » Tänzer in die Schulen

Die Expertinnen im Bundestag haben auch 
über das Thema Bildung gesprochen. Es 
wurde berichtet, dass viele Tänzer, die nicht 
mehr aktiv auf der Bühne stehen, sehr gerne 
in die Schulen gehen und dort Tanz unter-
richten. Ich selbst habe in Ingolstadt den Ver-
ein „Künstler an die Schulen e.V.“ gegründet, 
weil ich davon überzeugt bin, dass wir alle 
unsere zivilgesellschaftlichen Energien bün-
deln müssen, um mehr Angebote für künstle-
rische Aktivitäten an Bildungseinrichtungen 
zu ermöglichen. (Ganz besonders, so lange 
mehr kreative Inhalte in unserem Bildungs-
system von der politischen Mehrheit nicht 
gewollt sind.)
O&T: Es wurde im Kulturausschuss auch 
über die soziale Lage der aktiven Tänzer ge-

sprochen, mit der es 
nicht zum Besten 
steht.
Krumwiede: Wir 
haben in Deutsch-
land die Künstler-
sozialkasse, eine 
große Errungen-
schaft. Dort gibt es 
aber erst nach sechs 
Wochen Kranken-
geld. Für Tänzer, bei 
denen Berufsunfäl-
le auf der Tagesord-
nung stehen, ist das 
ein Problem. Es gibt 
zwar die Möglich-
keit, über die KSK 
eine Zusatzversi-
cherung abzuschlie-
ßen. Aber das ist für 
die meisten Tänzer 
nicht finanzierbar. 
Laut einer Studie 
des Fonds Darstel-

lende Künste über 
die Einkommens-
s i t u a t i o n  vo n 

Theatermitarbeitern und Tänzern im Jahr 
2009 sind zwei Drittel der Theater- und Tanz-
schaffenden in Deutschland arm und leben 
unter der Armutsgrenze in Höhe von 11.256 
Euro im Jahr. Das liegt auch daran, dass wir 
es in diesen Berufsgruppen oft mit Kurzzeit-
Engagements zu tun haben. Die wenigsten 
Tänzer haben das Glück, in ein festes Enga-
gement zu kommen. Zwischen einzelnen En-

gagements müssen die meisten dann beim 
Arbeitsamt Hartz IV beantragen. Gerade bei 
Künstlern sind doch aber Phasen, in denen 
sie nicht beschäftigt sind, keine Phasen, in 
denen sie nichts tun. Sie trainieren ja weiter. 
O&T: Sehen Sie auf politischer Ebene Mög-
lichkeiten, an der sozialen Lage der Tänzer 
zu drehen?
Krumwiede: Meiner Ansicht nach benöti-
gen wir eine Erhöhung der Tarife und auch 
die Einführung einer Honoraruntergrenze 
für akademisch-künstlerische Berufe. Au-
ßerdem sollten spezialisierte Berater als An-
sprechpartner für Kulturschaffende bei der 
BA eingesetzt werden. Weitere Überlegungen 
sind, Umschulungsmaßnahmen in dem Tanz 
verwandte zertifi zierte Berufe in vollem Um-
fang über die BA zu fi nanzieren und die Ver-
mittlungskriterien der BA so zu modifi zieren, 
dass kreative Qualifi kationen bei der Weiter-
vermittlung in Berufe nach der aktiven Tätig-
keit als Tänzer anerkannt werden.  
O&T: Wie sehen Sie die Rolle der Künstlerge-
werkschaften in diesem Bereich? 
Krumwiede: Vielleicht liegt es im Wesen  
vieler Künstler begründet, sich nicht in Be-
rufsverbänden zu engagieren. Kreative sind 
Freigeister und haben Angst, vereinnahmt 
zu werden. Ich persönlich denke: Freigeister 
gemeinsam erreichen mehr als einer allein. 
Wenn  Künstler zusammenhalten, können sie  
mehr für  ihre „Zunft“ erreichen. Ich wünsche 
mir übrigens auch mehr Künstler und Krea-
tive in der Politik. 
Ich möchte eine Stimme sein für die Krea-
tiven in der Politik. Das Gute ist: Ich bin eine 
ziemlich große Nervensäge, was grüne und 
kulturpolitische Ziele betrifft. Das ist recht 
hilfreich. So kann manchmal sogar etwas von 
Seiten der Opposition bewegt werden. Wie 
zum Beispiel auch beim Thema Transition.

 » Tanz-Transition

O&T: Die Stiftung TANZ – Transition Zentrum 
Deutschland, bei der es genau um den Über-
gang aktiver Tänzer in das „Leben danach“ 
geht, ist ja noch recht jung und wurde bis-
her von der Bundeskulturstiftung gefördert. 
Diese Förderung läuft jetzt aus. Die Grünen 
haben im Bundestag einen Antrag auf eine 
Förderung von 50.000 Euro gestellt. Dieser 
Antrag wurde abgelehnt. Bedeutet das das 
Ende der Stiftung? 
Krumwiede: Den Antrag haben die Grünen 
im  Nachtragshaushalt eingebracht, er wurde 
von der SPD mitgetragen. Gerade die Oppo-
sition arbeitet im Kulturausschuss sehr gut 
und oft einvernehmlich zusammen. Ich war 
fassungslos – und das habe ich auch in mei-
ner letzten Rede im Bundestag eindringlich 
betont –, dass bei einem Kulturetat von 1 Mil-
liarde Euro diese  geringe Summe von 50.000 
Euro abgelehnt wurde. Für Sportler gibt es ein  
vergleichbares Angebot, das von der Bundes-
regierung fi nanziert wird: 33 Akteure unter-
stützen bundesweit Sportler beim Übergang 

Kleine Tanzschülerinnen denken noch nicht an die „Transition“. 
Foto: Archiv
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in einen neuen Beruf. Warum soll es das nicht 
auch beim Tanz geben?! Einige Wochen nach 
meiner Rede hat der Kulturstaatsminister si-
gnalisiert, dass die Stiftung 2011 nun doch fi -
nanziert werden soll. Es ist schön zu sehen, 
dass man durch Überzeugungsarbeit auch 
in der Opposition etwas für die Sache errei-
chen kann. 
O&T: Wie sicher ist es, dass diese Finanzie-
rung nun auch tatsächlich realisiert wird?
Krumwiede: Das ist sicher. Mittlerweile hat 
die Stiftung Tanz-Transition schon die offi zi-
elle Zusage des BKM erhalten 
O&T: Dauerhaft?
Krumwiede: Zunächst für 2011. 
O&T: Wie beurteilen Sie die Tanz-Situation in 
Deutschland im internationalen Vergleich?
Krumwiede: Miriam Wolff hat bei der Anhö-
rung im Kulturausschuss bemängelt, dass wir 
in Deutschland gar nicht so weit vorne lie-
gen. Sie war der Meinung, dass das Niveau der 
Ausbildung in anderen Ländern wie Frank-
reich oder Russland höher ist. Ich würde mir 
wünschen, dass die Ausbildung in Deutsch-
land noch qualifi zierter wird, und es für in-
ternational renommierte Tanzpädagogen 
aus dem Ausland attraktiver wird, sich in 
Deutschland niederzulassen. Außerdem 
sollte Tanz in allen Facetten – spielerisch und 
kindgerecht vermittelt – in der schulischen 
Bildung eine größere Rolle spielen. Lehrer al-
ler Schultypen beklagen eine zunehmende 
motorische Verkümmerung bei Kindern und 
Jugendlichen… 

 » Schwache Verbände

O&T: Es gibt auch einen Dachverband Tanz 
Deutschland – Ständige Konferenz Tanz. Was 
kann denn der bewirken?
Krumwiede: Der kann genauso viel bewir-
ken, wie er es schafft, die Tänzer für sich zu 
gewinnen. Viele Tänzer wissen gar nicht, 
dass es einen solchen Dachverband gibt und 
dort Interessen wirksam vertreten werden 
können. Im Moment empfi nde ich bei vielen 
Verbänden im Kulturbereich: Sie sind nicht 
besonders stark. Die Verbände dürften noch 
lauter schreien. Sie müssen viel intensiver auf 
ihre Interessen aufmerksam machen. Es gibt 
Verbände im Kulturbereich, die so unstruk-
turiert sind, dass sie es nicht einmal schaf-
fen, ihre Forderungen auf ihrer Website auf-
zulisten oder mir in Schriftform zukommen 
zu lassen. 
O&T: Sie haben davon gesprochen, dass Tän-
zer nach der aktiven Zeit auch in die Schulen 
gehen könnten. Gibt es aus Ihrer Sicht – oder 
gibt es nicht viel zu wenig – Institute, die ana-
log zu den Musikschulen den Tanz an Kinder 
und Jugendliche vermitteln? 
Krumwiede: Ich kenne Tanzschulen, die ganz 
tolle Projekte mit Kindern und Jugendlichen 
machen… 
O&T: … die aber vermutlich wie die meisten 
Tanzschulen privat sind.
Krumwiede: Ja, das stimmt. Mir schwebt aber 

sowieso ein anderes Modell vor. Eines, das 
es an manchen Hochschulen schon gibt. Da 
kann man Musik studieren und in den Räu-
men nebenan Tanz  oder Darstellende Kunst. 
Etwas Vergleichbares sollte es auch in der kul-
turellen Kinder- und Jugendbildung geben: 

Städtische kulturelle Bildungseinrichtungen 
für Kinder und Jugendliche, die alle Künste 
unter einem Dach versammeln. Davon wür-
den die jungen Menschen enorm profitie-
ren, denn die einzelnen Kunstformen in-
spirieren sich gegenseitig. Außerdem brau-
chen wir in Deutschland eine Erweiterung 
des musischen Fächerkanons an den Schulen. 
In einigen skandinavischen Ländern gehört 
zum Beispiel auch Theaterspielen zur schu-
lischen Allgemeinbildung. Wir Grünen wol-
len mehr individuelle Förderung an Schulen, 
dazu gehören auch mehr kreative Bildungs-
inhalte. In meinem Bildungssystem der Zu-
kunft können sich Schüler an Ganztagsschu-
len ihren Neigungen entsprechend zwischen 
vielseitigen Workshops entscheiden – darun-
ter auch künstlerische Angebote, Sport, Bal-
lett, Breakdance, Standardtanz und so weiter. 
Wenn Tänzer nach ihrer aktiven Zeit verstärkt
an allgemeinbildenden Schulen ihre Fähig-
keiten weitergeben, profi tieren beide Seiten: 
Schüler und Tänzer. Allerdings muss eine  an-
gemessene Entlohnung gewährleistet sein 
– die Ausbeutung künstlerisch hochqualifi -
zierter Pädagogen als Honorarlehrkräfte im 
Niedriglohnsektor ist ein derzeit weit ver-
breitetes Übel und belegt die geringe Wert-
schätzung kultureller Bildung.

 » Menschen, die querdenken

O&T: Sie sind sehr engagiert in der Kulturpo-
litik und haben sich einiger Themen inten-
siv angenommen. Wie stark ist der Rückhalt 
in Ihrer Partei für diese Themen? Sind Sie da 
manchmal allein auf weiter Flur?

Krumwiede: Der Rückhalt wächst, je mehr 
ich nerve.
O&T: … eigentlich schade.
Krumwiede: Nein, das ist doch gut. Die Grü-
nen sind eine Partei von fl eißigen Individu-
alisten. Für alle Fachpolitiker ist der eigene 

Themenbereich natürlich der „wichtigste“. 
Ich versuche immer wieder zu erklären, wa-
rum die Kulturpolitik genauso wichtig ist wie 
beispielsweise die Energiepolitik. Die aktive 
Beschäftigung mit den Künsten kann unser 
Denken verändern. Unsere Gesellschaft be-
nötigt Menschen, die querdenken, die kreativ 
und mutig sind. Es geht um neue Ideen und 
um Gestaltungskompetenzen für die Welt, in 
der wir leben wollen. Was das BIP misst, ist 
nicht der Maßstab für ein erfülltes Leben – 
die Kultur spielt hier eine entscheidende Rol-
le, kulturelle Angebote durchbrechen den 
Automatismus des Alltags und eröffnen uns 
emotionale Erlebniswelten. Kultur zieht sich 
wie ein grüner Faden durch alle Themenge-
biete.  Politik ist angewiesen auf kreative Im-
pulse, unsere Gesellschaft braucht ein Gegen-
gewicht zum technokratischen Denken.   Viele 
Kollegen in meiner Fraktion stärken mir den 
Rücken, unterstützen und beeinfl ussen kon-
struktiv meine kulturpolitische Arbeit. Dass 
ich mich bei neuen Initiativen  natürlich zu-
nächst in den eigenen Reihen argumentativ 
durchsetzen muss, stärkt mich als junge Poli-
tikerin und schärft meine Überzeugungskraft. 
O&T: Gibt es etwas, das Sie als Ihren größten 
Erfolg im ersten Jahr als Bundestagsabgeord-
nete bezeichnen würden?
Krumwiede: Dass die Transition-Stiftung 
jetzt doch den Zuschuss erhält, war auch für 
mich ein schönes Weihnachtsgeschenk. Für 
mich als junge Parlamentarierin der Grünen  
ist das ein Hoffnungsschimmer – sachorien-
tierte Zusammenarbeit über die Parteigren-
zen hinweg ist in diesem Fall gelungen.  Das 
darf gerne öfter so laufen! 

Neben der politischen Arbeit bleibt auch Zeit zum Klavierspielen. Foto: Reinhard Dorn


